
ENTSCHLIESSUNGSANTRAG 

der Abgeordneten Gerald Loacker, Irmgard Griss, Kolleginnen und Kollegen 

betreffend RH-Empfehlungen (Bund 2017/64 und 2017165) zu Beamtenpensio
nen umsetzen 

eingebracht im Zuge der Debatte über den Bericht des Rechnungshofaus
schusses betreffend den Bericht des Rechnungshofes, Reihe BUND 2017/64 
(111-69/122 d.B.) - TOP 19 

In den Rechnungshof-Berichten 2017/64 und 2017/65 wurden zahlreiche Empfeh
lungen zur Pensionierung, Pensionsanpassung und Sonderpensionsbehandlung von 
Beamten abgegeben. 

Im Bericht 2017/65 wurde beispielsweise empfohlen, vorzeitige Ruhestandsverset
zungen erst ab dem 62. Lebensjahr zu ermöglichen. Zudem wurden Maßnahmen 
gefordert, die den längeren Verbleib im Dienst ermöglichen. 

Die RH-Empfehlungen in Bericht 2017/64 richteten sich speziell auf die Sonderpen
sionen. So sollen auch Geburtsjahrgänge nach 1959 mit Pensionssicherungsbeiträ
gen belegt werden. Zudem sollen für die Berechnungen der Pensionssicherungsbei
träge zunächst sämtliche Einzelpensionen aufaddiert werden. Diesbezüglich sollen 
bereits bei Pensionssummen über 100% der Höchstbeitragsgrundlage Pensionssi
cherungsbeiträge eingehoben werden. Zudem soll es Pensionsanpassungen künftig 
nur noch für die Pensionsteile bis zur Höchstbeitragsgrundlage geben. 

Die Empfehlungen decken sich eindeutig mit dem Vorhaben des Regierungspro
gramms und müssen daher schleunigst umgesetzt werden (S. 108). 

" ... müssen immer noch bestehende Sonderpensionsprivilegien im staatlichen und 
halbstaatlichen Bereich endgültig abgeschafft werden. Diese Privilegien kosten 
dem Staat Millionen und privilegieren nur die Begünstigten. Ein sozialer oder gesell
schaftlicher Mehrwert für die breite Masse der Bevölkerung, und insbesondere die 
ältere Generation, besteht nicht. " 

Die unterfertigenden Abgeordneten stellen daher folgenden 

ENTSCHLIESSUNGSANTRAG 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

"Die Regierung wird aufgefordert, dem Nationalrat schnellstmöglich eine Gesetzes
vorlage vorzulegen oder den Gesetzesrahmen so zu nutzen, damit den Rechnungs
hof-Empfehlungen zu Beamtenpensionen aus den Berichten Bund 2017/64 und 
2017/65 entsprochen wird und somit künftige Generationen entlastet werden." 

56/UEA XXVI. GP - Entschließungsantrag (gescanntes Original) 1 von 1

www.parlament.gv.at




		2018-05-17T14:17:41+0200
	Parlamentsdirektion
	Signaturpruefung unter http://www.signaturpruefung.gv.at




